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Stellungnahme der Bundesingenieurkammer vom 24.08.2026  

zum 

Entwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zur Neufassung der Unterschwellenvergabeordnung vom 30. Juni 2026 

 

Norm Anmerkung / Änderung / Vorschlag / Synopse 

Allgemein Die geplante Novellierung der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) wird grundsätzlich positiv bewertet.  
 
Die vorgesehene Erweiterung der Handlungsspielräume bietet die Chance, Vergabeprozesse zu beschleunigen und den 
Aufwand sowohl für Auftraggeber als auch für Auftragnehmer spürbar zu reduzieren. Erfahrungen aus einzelnen 
Bundesländern zeigen, dass erweiterte Direktauftrags- und Verhandlungsvergabemöglichkeiten in der Praxis funktionieren 
und nicht zu Qualitätsverlusten oder vermehrten Leistungsstörungen führen. 
 
Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass die beabsichtigten positiven Effekte der UVgO-Reform nur dann vollständig 
erreicht werden können, wenn auch die förderrechtlichen Rahmenbedingungen entsprechend angepasst werden. In der 
Praxis besteht derzeit häufig eine Diskrepanz zwischen den auch landesrechtlich erweiterten vergaberechtlichen 
Möglichkeiten und den Anforderungen des Fördermittelrechts. Fördermittelempfänger sehen sich weiterhin 
Rückforderungsrisiken gegenüber, selbst wenn sie vergaberechtliche Spielräume rechtmäßig nutzen. Diese Unsicherheit 
führt dazu, dass die bestehenden Freiheiten vielfach nicht ausgeschöpft werden. 
Daher sollte die Novellierung der UVgO von einer Anpassung der einschlägigen Haushaltsvorschriften und 
Fördermittelrichtlinien begleitet werden. Nur wenn die neuen Vergabemöglichkeiten auch förderrechtlich anerkannt werden, 
können die angestrebten Vereinfachungen tatsächlich in der Vergabepraxis ankommen. Andernfalls besteht die Gefahr, 
dass die Reform ihre Wirkung verfehlt und die erweiterten Handlungsspielräume aus Sorge vor förderrechtlichen 
Konsequenzen ungenutzt bleiben. 
Die Anpassung der Fördermittelrichtlinien sollte dabei nicht zu einem generellen Verzicht auf vergaberechtliche 
Anforderungen führen. Vorsätzliche oder schwerwiegende Verstöße müssen weiterhin sanktionierbar bleiben. Zugleich 
sollten jedoch praxisgerechte Heilungsmöglichkeiten für formale Fehler geschaffen werden, um unverhältnismäßige 
Fördermittelrückforderungen zu vermeiden und den rechtssicheren Einsatz der neuen Vergabefreiheiten zu fördern 
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§ 11  Besonders zu begrüßen ist die Beibehaltung des Losgrundsatzes nach § 11 UVgO.  
 
Die losweise Vergabe stärkt den mittelständischen Wettbewerb und eröffnet insbesondere kleinen und mittleren 
Planungsbüros den Zugang zu öffentlichen Aufträgen. Sie trägt dazu bei, eine ausgewogene Marktstruktur zu erhalten und 
fördert Innovation, Spezialisierung sowie regionale Wertschöpfung. Gerade im Bereich der freiberuflichen 
Planungsleistungen ermöglicht die Bildung fachlich und wirtschaftlich sinnvoller Lose eine bedarfsgerechte Vergabe und 
verbessert die Teilhabe kleinerer und mittelgroßer Büros am öffentlichen Beschaffungswesen. Der Losgrundsatz bleibt 
damit ein wesentliches Instrument zur Sicherung von Wettbewerb und Angebotsvielfalt und sollte auch künftig einen 
zentralen Stellenwert im Vergaberecht einnehmen. 
 
 

§ 17  In der Praxis wurden freiberufliche Leistungen nach dem bisherigen § 50 UVgO (jetzt: § 24) ohne Bindung an die übrigen 
Vorschriften der UVgO vergeben. Dies muss auch für die Regelung des neuen § 17 Abs. 1 Satz 1 UVgO gelten, wonach 
Auftragnehmer grundsätzlich berechtigt sind, die Ausführung des Auftrags vollständig auf Nachunternehmer zu übertragen. 
Denn eine vollständige Weitergabe des Auftrags würde bei freiberuflichen Leistungen im Spannungsverhältnis zu den 
Gründen stehen, die für die Auswahl des Auftragnehmers maßgeblich waren.  
 
Gerade bei Ingenieur-, Planungs- und Beratungsleistungen erfolgt die Vergabe regelmäßig aufgrund der besonderen 
Fachkunde, Erfahrung, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit eines bestimmten Büros oder bestimmter verantwortlicher 
Personen. Der öffentliche Auftraggeber trifft seine Auswahl deshalb nicht allein anhand abstrakter Unternehmensmerkmale, 
sondern im Vertrauen auf die persönliche und fachliche Leistungserbringung des ausgewählten Auftragnehmers. Wird die 
Leistung anschließend vollständig an Dritte weitergegeben, besteht die Gefahr, dass die tatsächliche Leistungserbringung 
durch Unternehmen erfolgt, die weder Gegenstand des Vergabeverfahrens noch Grundlage der Zuschlagsentscheidung 
waren. Die Einbindung von Nachunternehmern ist in der Planungspraxis für besondere Fachdisziplinen oder 
Spezialleistungen zwar regelmäßig erforderlich und sinnvoll. Eine vollständige Übertragung des Auftrags auf Dritte 
widerspricht jedoch dem besonderen Vertrauensverhältnis zwischen Auftraggeber und dem im Vergabeverfahren 
ausgewählten Auftragnehmer. 
 
Es sollte daher ausdrücklich klargestellt werden, dass § 17 Abs. 1 Satz 1 für die Vergabe freiberuflicher Leistungen keine 
Anwendung findet.  
 

§ 24 Die Beibehaltung der Sonderregelung für die Vergabe freiberuflicher Leistungen in § 24 UVgO wird nachdrücklich 
unterstützt. Sie schafft die notwendige Flexibilität, um Vergabeverfahren praxisgerechter, schneller und bürokratieärmer 
auszugestalten. Die Beibehaltung des bewährten Ansatzes für die Vergabe freiberuflicher Leistungen ermöglicht es 
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öffentlichen Auftraggebern, qualitätsorientierte Entscheidungen zu treffen und den Besonderheiten von Planungs- und 
Beratungsleistungen angemessen Rechnung zu tragen. Freiberufliche Leistungen unterscheiden sich grundlegend von 
standardisierten Liefer- und Dienstleistungen. Insbesondere Planungs-, Beratungs- und Ingenieurleistungen sind in hohem 
Maße von der fachlichen Qualifikation, Erfahrung, Kreativität und individuellen Herangehensweise der Auftragnehmer 
geprägt. Der Erfolg eines Projekts hängt daher nicht allein vom Preis, sondern maßgeblich von der Qualität der 
angebotenen Leistung und der Kompetenz der handelnden Personen ab. 
 
Die Vergabe freiberuflicher Leistungen erfordert deshalb einen flexibleren Beschaffungsansatz als bei marktgängigen 
Standardleistungen. Die Sonderregelung des § 24 trägt diesem Umstand Rechnung, indem sie eine auf Qualifikation, 
Leistungsfähigkeit und projektspezifische Eignung ausgerichtete Auftragsvergabe ermöglicht. Damit wird sichergestellt, dass 
öffentliche Auftraggeber diejenigen Büros auswählen können, die für die jeweilige Aufgabe die beste fachliche Lösung 
erwarten lassen. 
 
Zudem trägt die Beibehaltung der Sonderregelung dazu bei, den Zugang kleiner und mittlerer Ingenieur- und Planungsbüros 
zu öffentlichen Aufträgen zu erleichtern. In Verbindung mit dem Losgrundsatz des § 11 fördert sie die Vielfalt der Anbieter 
und stärkt den Mittelstand. 
 
§ 24 sowie die Beibehaltung des Losgrundsatzes in § 11 tragen somit dazu bei, Vergabeverfahren flexibler und 
mittelstandsfreundlicher auszugestalten sowie den Qualitätswettbewerb zu stärken. 
 

 


